
Thore Wolf

D
ie rheinland-pfäl-

zische Jagd- und 

Forstpolitik schrieb 

in jüngster Vergangenheit 

immer wieder Schlagzeilen. 

Zum einen die erst kürzlich 

von Ministerin Margit Con-

rad (SPD) geforderte inten-

siverere Rehwildbejagung, 

zum anderen der fragliche 

Umgang mit Zukuntshir-

schen durch die Landesfors-

ten (siehe auch WuH 11/ 

2007, Seite 106). 

Jetzt scheint es der Arbeits-

gemeinschaft Rotwild, einem 

Zusammenschluss von Ver-

tretern des Landesjagdver-

bandes und des Ministeriums 

für Umwelt, Forsten und Ver-

braucherschutz gelungen zu 

sein, die Standpunkte von 

Forstverwaltung und Jäger-

schaft an einen Tisch zu brin-

gen. Herausgekommen ist 

dabei ein gemeinsames Emp-

fehlungspapier zur verant-

wortungsvollen Bewirtschaf-

tung des Rotwildes im Land. 

Unterstützung 
von oberster Stelle

Begleitet von einer lebhaften 

Diskussion fand so die dies-

jährige Zusammenkunft der 

AG Rotwild am 29. Juni in 

Hohenleimbach in der Eifel 

statt. Der Konflikt zwischen 

Rotwildbewirtschaftung und 

forstlicher Zielsetzung im 

Kesselinger Tal war die Bühne 

zur Präsentation des neuen 

Empfehlungsschreibens. Le-

bensraumverbesserung, aus-

gewogene Alters- und Ge-

schlechterstruktur, der kör-

perliche Nachweis erlegten 

Rotwildes und nicht zuletzt 

eine Aufwertung der Rotwild-

hegegemeinschaften sind die 

Eckpunkte des Konzeptpa-

pieres.

Weiterhin wird die Bestan-

desanpassung an die jewei-

lige Lebensraumkapazität 

festgeschrieben. Neben der 

Anlage von Wildäsungsflä-

chen soll eine weitere Zerstü-

ckelung der Jagdbezirke ver-

mieden und die Rotwildbe-

wirtschaftung in waldbau-

liche Planungen und Maß-

nahmen integriert werden. 

Ebenso ist eine einheitliche 

Anpassung der Jagdstrategien 

vorgesehen. So wird ein früh-

zeitiger Beginn der Abschuss-

erfüllung ebenso empfohlen, 

wie Kalb und Alttier mög-

lichst als Dublette bereits im 

August zu erlegen. Störungs-

arme Strategien wie Intervall-

jagd sollen den Jagddruck 

mindern und das Rotwild erst 

gar nicht zum Schälen nöti-

gen. Um alle diese Maßnah-

menvorschläge erfolgreich zu 

realisieren, sollen die Instru-

mente der Rotwildhegege-

meinschaften und deren Ein-

fluss gestärkt werden. So zum 

Beispiel die Einbindung der 

Hegegemeinschaften bei der 

Erstellung von Abschussplä-

nen.

Landesjagdreferent Rüdi-

ger Kassel kündigte seine Un-

terstützung für das Empfeh-

lungspapier an. Er sieht darin 

eine gute Grundlage, gemein-
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neue Empfehlungen zur landesweiten Bewirtschaftung des Rotwildes vor. 
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sam den Problemen Kahl-

wildüberhang, Schälschäden 

und fehlende körperliche 

Nachweispflicht erlegten 

Wildes entgegenzutreten. Es 

wäre wichtig, all die verfass-

ten Eckpunkte der Empfeh-

lung in Rheinland-Pfalz jagd-

gesetzlich nachzuschalten, 

forderte Kassel.

Alle Beteiligten scheinen 

sich nunmehr einig zu sein, 

dass die Leitwildart Rotwild 

ein Bewirtschaftungskonzept 

verdient, das alle Konfliktpar-

teien in die Pflicht nimmt.

 Forstdirektor Martin Kai-

ser, Leiter des Forstamtes Ade-

nau und Vorsitzender des Rot-

wildringes Ahrweiler-Mayen, 

berichtete während der Wald-

exkursion, bei Drückjagden in 

seinem Forstamt keine Ein-

schränkungen außer den ge-

setzlich geforderten in der 

Freigabe zu machen. Kaiser 

führte weiterhin an, dass bei 

derart eng abgestellten Trei-

ben wie in seinem Zuständig-

keitsbereich „kein verwaistes 

Kalb übrig bleibt“. Sollte es 

dennoch vorkommen, wür-

den diese im Nachgang von 

„Profis“ erlegt werden. 

Staatsforst im 
Fokus der Kritik

Heftige Kritik an der Jagd im 

Staatsforst kam aus eigenen 

Reihen: Ein Revierbeamter 

brachte auf den Punkt, dass 

es nicht sein dürfe, dass im 

Staatsforst falsche Hirsche er-

legt würden und diese dann 

nicht einmal vorgezeigt wer-

den, mit der Begründung 

eines fernen Wohnsitzes der 

Erleger. Ebenso dürfe es nicht 

zu der Grundhaltung kom-

men, dass man zu junge 

Hirsche erlegen lässt, Haupt-

sache die Jagdbetriebskosten-

beiträge können erhoben und 

bei einem solchen Fehlab-

schuss auch noch doppelt 

eingenommen werden. „Der 

Staat steht in besonderer Ver-

antwortung und habe vor-

bildlich zu jagen“, führte der 

Revierförster aus. Hierzu gäbe 

es auch eine entsprechende 

Dienstvorschrift. 

Forstdirektor Stefan Asam 

von der Oberen Jagdbehörde 

an der Struktur- und Geneh-

migungsdirektion Süd in 

Neustadt/Weinstraße wehrte 

sich gegen die an den staat-

lichen Jagdmethoden häufig  

geübte Kritik. Er räumte Feh-

ler seitens der Landesforsten 

ein, bat aber darum, diese 

nicht dafür verantwortlich zu 

machen, dass es zu wenig alte 

Hirsche im Land gäbe. Eben-

so wehrte er sich gegen den 

Vorwurf, unprofessionelle 

Gäste seien bei Verkaufs-

jagden im Staat überrepräsen-

tiert. Auch die zahlenden 

Teilnehmer auf Staatsjagden 

seien ein repräsentativer 

Schnitt durch die jagende Ge-

sellschaft.

LJV-Vizepräsident Lorenz Ste-

den traf nach seiner Präsenta-

tion des Empfehlungsschrei-

bens den Nagel auf den Kopf, 

als er einräumte, es könne 

nur theoretische Grundlage 

sein, entscheidend seien die 

örtlichen Gegebenheiten. 

Die Inhalte des Empfeh-

lungspapiers lassen noch 

viele Fragen offen. Wie sollen 

die einzelnen Eckpunkte um-

gesetzt werden? Wird der 

körperliche Nachweis er-

legten Rotwildes wieder zur 

gesetzlichen Pflicht? Sehen 

sich die Landesforsten tat-

sächlich als größter Waldei-

gentümer in besonderer Ver-

antwortung, die Rotwildbe-

wirtschaftung in waldbau-

liche Maßnahmen zu inte-

grieren und wie sehen diese 

konkret aus? Das verabschie-

dete Eckpapier ist unter www.

wildundhund.de/Dossiers zu 

sehen. R

Forstdirektor Kaiser schätzt den Rotwildbestand auf mindestens 

zehn Stück pro 100 Hektar und fordert einen „energischen 

Reduktionsabschuss“ in der staatlichen Regiejagd.

Kommentar

Vom Papier ins Revier

Es bleibt zu hoffen, dass das 

schriftliche Gemeinschafts-

produkt den Weg in die Praxis 

findet und nicht nur soviel 

wert ist, wie das Papier, auf 

dem es niedergeschrieben 

wurde. Erfahrungsgemäß 

scheitern solche gutgemein-

ten Vorhaben meist am Spar-

kurs der Landespolitik und am 

mangelnden Interesse einzel-

ner Verantwortlicher. Der LJV 

Rheinland-Pfalz hat deshalb 

mit der Verabschiedung der 

Konzepte noch keinen Grund 

zum Feiern. Sie sind erst ein 

kleiner Schritt in eine rotwild-

freundlichere Zukunft, bei 

dem alle Beteiligten zum Kom-

promiss verpflichtet sind. 

Die Äußerungen von Mar-

tin Kaiser lassen den aufmerk-

samen Zuhörer aufwerfen und 

nähren den Verdacht, dass die 

Eckpunkte der Empfehlung 

nicht von allen ernstgenom-

men werden. Die Bemerkung 

eines Reviernachbarn, regel-

mäßig nach den Bewegungs-

jagden im Staat verwaiste Käl-

ber in seinem Revier auszuma-

chen, sollte an dieser Stelle zu 

denken geben. Insgesamt ent-

steht der Eindruck, dass man 

der Jägerschaft von Seiten der 

Landesforsten mal wieder gute 

Absichten vortäuscht, um ei-

nen seit längerer Zeit schwe-

lenden Streit nicht zum Flä-

chenbrand werden zu lassen. 

Vor allem für unsere größ-

te heimische Schalenwildart, 

aber auch für ein besseres 

Verhältnis zwischen Grün 

und Grau ist es wichtig, dass 

die gutgemeinten Ideen eine 

Umsetzung in den Köpfen 

und in den Revieren erfahren. 

Dahingehend müssen sich 

auch die Einstellungen ei-

niger Landesbediensteter so-

wohl bei der Jagd auf mittel-

alte Hirsche als auch im Um-

gang mit Kahlwild auf Bewe-

gungsjagden ändern.  tw
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